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DieserSatzgehtandenTennisclub
Der Grosse Rat spricht sich für die «Roger-Federer-Halle» auf der Schützenmate aus, unter stillem Protest der SP.

Nora Hoffmann

Es war eine emotionale Debat-
te, wie sie der Basler Grosse Rat
selten austrägt. Das Ergebnis:
Grünes Licht für die neue Ten-
nishalle auf der Schützenmatte,
im Volksmund bekannt als «Ro-
ger-Federer-Halle». Allerdings
haben sich 31 Grossrätinnen und
Grossräte ihrer Stimme enthal-
ten. Das ist fast ein Drittel des
Kantonsparlaments.

Konkret will der Tennisclub
Old Boys Basel (TCOB) auf sei-
nem Areal auf der Schützenmat-
te eine Tennishalle bauen. Der
Verein hat rund 800 Mitglieder,
davon etwa 300 Kinder und Ju-
gendliche, die aktuell während
der Wintermonate fürs Training
in einer provisorischen Ballon-
halle untergebracht werden
oder in Hallen in den Kanton Ba-
selland ausweichen müssen.

Michael Hug, Präsident der
Bau- und Raumplanungskom-
mission (BRK), blickte auf die
bewegte Geschichte der geplan-
ten Halle des TCOB zurück. An-
wohnende reichten Einsprache
gegen das Projekt ein. 2021 ent-
schied das Appellationsgericht
Basel-Stadt, dass ein Bebau-
ungsplan vorgelegt werden müs-
se. Der Regierungsrat und die
Bau- und Raumplanungskom-
mission (BRK) stimmten diesem
zu. Die Regierung klar, die Kom-
mission mit 7:5 Stimmen. Sie
hätte sich für das Schützenmat-
tareal mit seinen diversen Nut-
zungen «eine Gesamtplanung
gewünscht, zumal das Areal als
neuer Schulhaus-Standort eva-
luiert werde».

Tennisplätzeaufdem
Dachgestrichen
Die Baubewilligung war also
über den gerichtlichen Weg via
einen Rekurs gestoppt worden.
Kritikpunkte der Anwohnenden
waren befürchtete Lärm- und
Lichtemissionen sowie die Höhe
der Halle. Das aktuell vorliegen-
de Projekt wurde entsprechend
angepasst und «die Quartierver-

träglichkeit verbessert». Hug
sprach von einer «zukunftswei-
senden Lösung für den Tennis-
sport, ohne die öffentliche Hand
finanziell zu belasten».

Der Regierungsrat betonte,
wie diverse bürgerliche Kom-
missionssprechende, dass der
Tennisclub Old Boys abgesehen
von den gesprochenen Swisslos-
Geldern (700’000 Franken) die
rund 8 Millionen Franken für

das Bauprojekt selbst berappe.
Die Ballonhalle werde mit fossi-
len Brennstoffen geheizt, was
nicht mehr zeitgemäss sei. Die
Einwohnergemeinde der Stadt
Basel stellt das Grundstück im
Baurecht zur Verfügung.

Baudirektorin Esther Keller
räumte ein, dass die Erkenntnis
mit dem Schulhaus-Standort
«sehrspätkam».Allerdingsgebe
es noch viele Fragezeichen, ob

ein Sek-Standort bei der Schüt-
zenmatte realistisch sei. Und
fallsdeminzwei Jahrzehntender
Fall sei, könne die Tennishalle
«auch in einen übergeordneten
Masterplan integriert werden».
DerBaueinerfixenHalle,diedas
ProvisoriumderBallonhallevom
Winterablösensoll,habebereits
zehn Jahre im hundertjährigen
BestehendesTennisclubseinge-
nommen, so Keller.

Das Grün-Alternative Bündnis
(GAB) stellte einen Rück-
weisungsantrag an den Regie-
rungsrat. Der Antrag erhielt
Unterstützung aus der SP-Frak-
tion. Die Sozialdemokraten
sagten aber, man wolle sich
nicht gegen das Projekt stem-
men. Die zahlreichen Ent-
haltungen bei der Schluss-
abstimmung über den Bebau-
ungsplan entstammten denn
auch der SP-Fraktion.

VerloreneFlächeoder
Notwendigkeit
Grüne und Basta bemängelten,
dass der neuen Tennishalle öf-
fentlich nutzbare Fläche zum
Opfer falle. Das bürgerliche La-
ger und die Grünliberalen unter-
stützen die neue Halle und wie-
derholten fast gebetsmühlen-
artig die Notwendigkeit. Gerade
für den Nachwuchs, schliesslich
wolle Basel in 20 Jahren «einen
neuen Roger Federer».

SVP-Fraktionssprecher Joël
Thüring sprach von einer kanto-
nalen Sportplatzmisere, die
auch Schwimmhallen und Fuss-
ballplätze betreffe. «Heute ha-
ben wir die Möglichkeit, endlich
einen Schritt in die richtige
Richtung zu machen. Mit einer
Rückweisung würden wir alles
wieder verzögern, das wäre ein
Trauerspiel», so Thüring. Es
handle sich hier um Basels ein-
zige Tennishalle.

Und LDP-Sprecher Alex Ebi
sagte: «Ich weiss nicht, weshalb
die Emotionen so hoch gehen.
Wir alle wissen, dass Sport wich-
tig ist.» Jetzt würden Schulanla-
gen und Vereine gegeneinander
ausgespielt, das sei bedauerlich.
«Wenn das Schulhaus dann ge-
baut werden muss, wird es das.»
Der Grosse Rat bewilligte
schliesslich den Bebauungsplan
für die Tennishalle.

Die Vertreterinnen und Ver-
treter des Tennisclubs Old Boys,
welche die Debatte von der Tri-
büne aus verfolgt hatten, dank-
ten es dem Parlament mit Ap-
plaus.

Schneeschippen ist jetztStaatsaufgabe
Künftig müssen nicht mehr Private verschneite Trottoirs räumen.

AiméeDoumont

«Wo fängt Bürgerpflicht an? An
der Strassenkante oder erst an
der Haustür?» Das fragt LDP-
Grossrat Daniel Hettich in der
ersten Dezembersitzung des
Grossen Rats. Anlass zur Frage:
die Debatte im Kantonsparla-
ment zur Vorlage über die Aus-
gabenbewilligung und Geset-
zesänderung zum Winterdienst
auf Trottoirs.

Bisher mussten sich private
Hauseigentümerinnen und
-eigentümer selbst darum küm-
mern, dass das Trottoir vor ihrer
Liegenschaft von Schnee und
Eis befreit ist. Das besagt ein Pa-
ragraf im Bau- und Planungsge-
setz.

Das funktioniert allerdings
nicht so gut. Die Stadtreinigung
schätzt, dass rund zwei Drittel

der Privaten ihrer Pflicht nicht
oder nur sehr spät nachkom-
men. Das heisst Rutschgefahr,
vor allem für ältere oder mobili-
tätseingeschränkte Personen,
Eltern mit Kinderwagen und Ve-
lofahrende.

Die Sache mit der Schnee-
räumung ins Rollen gebracht hat
eine Motion von Jérôme Thiriet,
Grossrat der Grünen Partei.
Trottoirs sind öffentlicher
Grund,weshalbderenRäumung
von Schnee Staatsaufgabe sein
sollte, sagte Thiriet im Vorstoss-
text. In den meisten anderen

Schweizer Städten ist dies be-
reits gang und gäbe.

Ältere Menschen oder jene,
welche während eines Schnee-
falls verreist sind, können laut
Thiriet ihrer Pflicht nicht nach-
kommen.

Einklares Ja,Riehen
stellt sichquer
So lautete seine Forderung in
der Motion, «dass die Verant-
wortung für den Winterdienst
auf Trottoirs der öffentlichen
Hand übertragen wird». Dies
ginge mit einer Änderung des
entsprechenden Paragrafen im
Bau-undPlanungsgesetzeinher.

Wie viel das dem Kanton
koste, hänge vom Qualitätsstan-
dard des Winterdienstes ab, sagt
Grünen-Grossrat Raphael Fuh-
rer. Die Kosten der Anschaffung
der benötigten Räumungsma-

schinen und des personellen
Aufwands werden laut Fuhrer
auf 750'000 Franken pro Jahr
geschätzt. 300'000 Franken da-
von seien Betriebskosten, die
auch bei ausbleibenden Winter-
ereignissen anfallen würden.

Die Ausgaben bewilligte der
Grosse Rat nun mit 74 Ja- gegen
15 Nein-Stimmen. Vier Ratsmit-
glieder der 93 Stimmenden ent-
hielten sich. Dasselbe galt für
die Gesetzesänderung. Dabei
stimmten jedoch 72 Mitglieder
dafür und 17 dagegen.

Die Stadtgemeinden können
ihre eigenen Bestimmungen
dazu erlassen. Bettingen wird
Basel laut des Regierungsratsbe-
schlusses vom Juni dieses Jahres
wohl folgen. In Riehen hingegen
schippt auch zukünftig noch die
Bürgerin oder der Bürger den
Schnee vom Trottoir.

Im Westen der Schützenmatte soll künftig im Trockenen trainiert werden können. Bild: Kenneth Nars

Nachrichten
ZaungegendieReheauf
demHörnli

Friedhof Eine neue, 1,3 Millio-
nen Franken teure Umzäunung
mit einer automatischen
Schliessanlage auf dem Friedhof
Hörnli soll die Rehe fernhalten.
An diesen störten sich Besu-
chende immer wieder, weil sie
den Grabschmuck frassen und
sich vermehrten. Gegen den Ab-
schuss der Rehe hatte sich Wi-
derstand geregt. Rund 60 Rehe
warendann inden Juraumgesie-
delt worden. (bz)

Mitte undEVPgehen
weiterhingemeinsam

Grosser Rat Die Fraktionsge-
meinschaft von Mitte und EVP
im Basler Grossen Rat hat eine
langjährige Tradition. Diese
wird auch in der nächsten Legis-
latur fortbestehen, wie die bei-
den Parteien in einer Medien-
mitteilung schreiben. Der Frak-
tion werden 7 Grossrätinnen
und Grossräte der Mitte und 4
Ratsmitglieder der EVP angehö-
ren. Wie bereits im vergangenen
Jahr wurde Mitte-Grossrätin An-
drea Strahm zur Fraktionspräsi-
dentin gewählt. (bz)

ESCwirdohne
Armeegeplant
Grosser Rat In knapp fünf Mo-
naten findet in Basel der Eurovi-
sion Song Contest (ESC) statt.
Für den Kanton Basel-Stadt be-
deutet dies viel Vorbereitung –
auch was die Sicherheit angeht.
Lorenz Amiet (SVP) wollte von
der Regierung wissen, wie es da-
rum steht. Polizeidirektorin Ste-
phanie Eymann (LDP) antwor-
tete auf seine Interpellation:
«DieSicherheithatoberstePrio-
rität und wird sorgfältig geplant.
Bis jetzt hat die Regierung kein
Gesuch um Unterstützung der
Schweizer Armee gestellt.» Die
Behörden würden die Lage ver-
folgen und laufend einschätzen.
Amiet reagierte unzufrieden,
aufgrund der Weltlage sei es nö-
tig, die Armee beizuziehen. Die
Polizei sei etwa bei Bedrohun-
gen aus der Luft nicht ausrei-
chend ausgerüstet. (sil)

NeueMitglieder
imBankrat
Kantonalbank DieBaslerRegie-
rung hat den Bankrat der Basler
Kantonalbank (BKB) neu ge-
wählt. Während das Präsidium
und bisherige Mitglieder bestä-
tigt wurden, kommen zwei neue
Bankräte dazu, teilt die Regie-
rung am Mittwochmorgen mit.
Karoline Sutter und Urs Berger
hatten bereits im Sommer ihren
Rücktrittnachüberzehnjähriger
Amtszeit bekannt gegeben. Für
sie wurden nun laut Mitteilung
Sonja Stirnimann und Felix Uhl-
mann gewählt. Stirnimann ist
Ökonomin und CEO der Firma
Structuul.Uhlmann istProfessor
fürStaats-undVerwaltungsrecht
an der Universität Zürich. Bank-
ratspräsident bleibt Adrian Bult
und Christine Hehl Hidber wur-
de als Vizepräsidentin bestätigt,
ebenso die übrigen Mitglieder
desGremiums.Dieneuevierjäh-
rige Amtsperiode des Rats be-
ginnt am 1. April 2025. (bz)

2/3
der Privatpersonen

räumen das Trottoir vor
ihrem Haus nicht.

MehrGeld fürdie
Papiermühle
Unterstützung Der Grosse Rat
stimmte einer Erhöhung der
Kantonsbeiträge an die Stif-
tung Papiermühle zu. Es geht
um 82’000 Franken im Jahr,
dies von 2025 bis 2028. Der Re-
gierungsrat wollte lediglich
einen Mehrbeitrag von jährlich
60’000 Franken sprechen. Das
GAB stellte Antrag, nochmals
um 22’000 Franken zu erhö-
hen. Die Stiftung beantragte
mehr Kantonsgelder, da die fi-
nanzielle Unterstützung durch
die Behindertenhilfe wegfallen
wird. Dies, weil die Basler
Papiermühle nicht mehr als In-
stitution der Behindertenhilfe
anerkannt wird. Das Museum
beschäftigt 7 Mitarbeitende mit
einer IV-Rente. Mit der Zustim-
mung des Grossen Rates kön-
nen die drohenden Ausfälle
vollständig kompensiert wer-
den. (bz)


